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Deutschland auf Funktions- 
fähigkeit von UNO, EU 

und der NATO angewiesen 

Deutschland sei sicher- 
heitspolitisch auf die 
"Funktionsfähigkeit der 
Vereinten Nationen, der 
Ey und der NATO" ange- 
wiesen, erklärte die Partei- 
u°d Fraktionsvorsitzende 
Angela Merkel im An- 
schluss an die CDU-Präsi- 
diumssitzung in Berlin. 

Die deutsche Außenpoli- 
tik müsse auch künftig auf 

zwei Säulen ruhen: der eu- 
ropäischen Einigung und den 
transatlantischen Beziehun- 
gen. Angesichts der „Gespal- 
tenheit und Zerrissenheit 
Europas in diesen Tagen" 
sei es Aufgabe der Politik, 
über die Ausgestaltung der 
Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik innerhalb 
der Europäischen Union 
ausführlich zu sprechen. 
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Debatte über deutsche 
Außen- und Sicher- 

heitspolitik erforderlich 

Die CDU-Vorsitzende 
kündigte eine breite Debatte 
in der CDU über die künfti- 
gen Grundlagen der deut- 
schen Außen- und Sicher- 
heitspolitik an. „Die Ant- 
worten der Vergangenheit" 
reichten mit Blick auf die 
deutschen Sicherheitsinter- 
essen oder die neue Bedro- 
hungssituation nicht mehr 
aus, unterstrich Merkel. In 
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diesem Zusammenhang be- 
kräftigte sie, dass Deutsch- 
land aus „rein sicherheitspo- 
litischen Überlegungen" 
heraus auf die transatlanti- 
sche Partnerschaft angewie- 
sen bleibe. 

Nachdrücklich sprach 
sich das CDU-Präsidium ge- 
gen einen Abzug deutscher 
Soldaten aus den AWACS- 
Überwachungsf lugzeugen 
aus. Erneut forderte die 
CDU-Vorsitzende die Bun- 
desregierung auf, diesen Ein- 
satz mit einem eindeutigen 
Bundestagsmandat    auszu- 

statten, der „alle rechtlichen 
Unklarheiten beseitigt". 

Hoffen auf baldiges 
Ende des Krieges 

Wie schon in ihrer Rede im 
Deutschen Bundestag betonte 
Merkel ihre Hoffnung darauf, 
dass der Krieg bald zu Ende 
gehe und möglichst wenigOp- 
fer mit sich bringe. „Unsere 
Gedanken sind sowohl bei den 
Soldatinnen und Soldaten als 
auch bei den Bürgerinnen und 
Bürgern des Irak", erklärte sie- 
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ANGELA   MERKEL: 

Brief zum Irak-Konflikt 
Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands erhält der- 
zeit zahlreiche Schreiben 
sum Thema Irak. Sie ant- 
wortet darauf mit folgen- 
dem Brief: 
Anrede, 

haben Sie vielen Dank für 
Ihren Brief, mit dem Sie mir 
Ihre Sorgen und Fragen zum 
Irak-Konflikt schildern. Ger- 
ne möchte ich Ihnen meine 
Haltung dazu darlegen. 

Täglich, ja stündlich wer- 
den wir mit vermeintlichen 
und tatsächlichen Nachrich- 
ten, mit wahren und verzerr- 
ten Bildern dieses Krieges 
konfrontiert. Zwischen bei- 
gem zu unterscheiden, ist 
nicht immer leicht. Aber ei- 
nes ist offenkundig: Dieser 
Krieg fordert Opfer auf allen 
Seiten. Er kostet Menschen- 
'eben, jedes Einzelne glei- 
chermaßen kostbar. Erbringt 
I-eid und Zerstörung, für Be- 
teiligte und Unbeteiligte. 

Gerade ältere Menschen in 
Unserem Land erinnert der 
Krieg im Irak an das eigene Er- 
'eben von Schützengräben 
Und Bombennächten. Viele 
Junge Menschen sind er- 
schrocken und erschüttert 
Urjer den Ausbruch von Ge- 
fall und die eigene Ohnmacht 
§egenüber der dramatischen 
Entwicklung vor Beginn des 

Krieges. Ganz überwiegend, 
davon bin ich überzeugt, 
drückt sich in den leiden- 
schaftlichen Appellen, De- 
monstrationen und Friedens- 
gebeten dieser Tage echtes 
Mitgefühl und wirkliche Frie- 
denssehnsucht aus. Dieses 
Bekenntnis zwingt jede politi- 
sche Führung zu noch gewis- 
senhafterer Abwägung in Fra- 
gen von Krieg und Frieden. 

Aber - auch das muss ich 
in meiner Verantwortung als 
Politikerin sagen-dieses Be- 
kenntnis kann diese Abwä- 
gung nicht ersetzen. Auch 
kann es den Zwang der Poli- 
tik zur Entscheidung nicht er- 
setzen. Diese Entscheidung 
fällt fast nie zwischen Gut 
und Böse, schwarz oder 
weiß, Ja oder Nein, sie fäl lt in 
der Regel zwischen besser 
und schlechter, nicht selten 
auch zwischen dem größeren 
und dem geringeren Übel. 
Die Situation im Irak-Kon- 
flikt kurz vor Beginn des 
Krieges ist ein Beispiel dafür. 

Was wiegt schwerer - 
Handeln oder Nicht-Han- 
deln? Was lag auf den Waag- 
schalen? Auf dereinen Seite 
die unbestreitbaren Risiken 
eines Krieges und das mit 
ihm verbundene Leid; auf 
der anderen Seite das nicht 
minder   bedrückende   Leid 

durch das Aggressionspo- 
tential Saddam Husseins und 
die Risiken eines Triumphes 
des Diktators und einer Er- 
mutigung aller anderen po- 
tentiellen Aggressoren. 

Die Bedrohung durch Sad- 
dam Hussein ist real, ihn zu 
entwaffnen ist zwingend not- 
wendig. Darin waren und sind 
sich alle einig. UN-Chefin- 
spekteur Blix hat mir bei ei- 
nem Gespräch in New York 
als Quintessenz seiner Arbeit 
berichtet, dass ohne militäri- 
sche Drohung das irakische 
Regime zu keinerlei Koope- 
ration bereit sei. Niemand 
wird ernsthaft behaupten, 
dass ein totalitäres Regime 
wie das Saddam Husseins 
mehr Zeit gebraucht hätte, um 
den Verbleib der eigenen 
Massenvernichtungswaffen 
zu klären. Es fehlte nicht an 
Zeit, sondern am Willen. 

Die im November letzten 
Jahres im UN-Sicherheitsrat 
beschlossene Resolution 1441 
ist eine Konsequenz daraus. 
Sie ist eine Art „Doppelbe- 
schluss" der UNO: Friedliche 
Entwaffnung durch ernst ge- 
meinte Drohung. Die Wir- 
kung dieser Resolution lebte 
von Beginn an von der Glaub- 
würdigkeit beider Elemente. 
Damit sind weder die Position 
„Auf jeden Fall Krieg", noch 
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die Position „Auf keinen Fall 
Krieg" vereinbar. Die Mitte zu 
halten, die Geschlossenheit 
und die Entschlossenheit zu 
bewahren, das wäre die Auf- 
gabe der Politik gewesen. Das 
nicht geschafft und am Ende 
den Krieg nicht verhindert zu 
haben, das macht das Schei- 
tern der internationalen Diplo- 
matie aus. Die Versuche z.B. 
Kanadas und Großbritanni- 
ens, eine weitere Resolution 
mit klaren Ultimaten zustande 
zu bringen, wurden kompro- 
misslos abgelehnt, nicht zu- 
letzt von der Bundesregie- 
rung. Niemand weiß, ob Ei- 
nigkeit im Druck auf Saddam 
Hussein ihn zur friedlichen 
Entwaffnung gezwungen 
hätte. Aber diese Einigkeit im 
Druck wardieeinzigeChance. 

Das ist es auch, was mich 
bewegt, wenn ich sagen muss, 
dass diejenigen, die wie die 
Bundesregierung durch kate- 
gorische Vorfestlegungen 
diese Einigkeit und Geschlos- 
senheit erschwert oder am 
Ende gar verhindert haben, 
den Krieg wahrscheinlicher 
und nicht unwahrscheinlicher 
gemacht haben. Gewollt hat 
das niemand, aber Politik 
wird zu Recht vor allem daran 
gemessen, ob man das, was 
man für richtig hält, auch er- 
reicht und nicht erschwert. 

Jetzt ist der Krieg traurige 
Realität. In dieser Situation 
steht es für m ich außer Frage, 
dass die CDU in der Ausein- 

andersetzung der alliierten 
Streitkräfte mit dem iraki- 
schen Diktator Saddam Hus- 
sein nicht neutral sein kann, 
sondern an der Seite der USA 
und ihrer Verbündeten ste- 
hen muss. Ich weiß, dass in 
dieser Frage wohl in fast je- 
der Familie, jeder Nachbar- 
schaft und jedem Betrieb, 
auch in der CDU, leiden- 
schaftliche und unterschied- 
liche Überzeugungen vertre- 
ten werden. Das respektiere 
ich nicht nur, das halte ich 
auch für ein bedeutsames 
Zeichen des Charakters der 
großen Volkspartei CDU. 

Dennoch glaube ich, dass 
wir alle eine gemeinsame 
Aufgabe in der öffentlichen 
Debatte um Krieg und Frie- 
den haben. Dazu zählen auch 
die Prinzipien, die die CDU 
in existentiellen Debatten 
immer geleitet haben: 
• 1. Brücken bauen statt spal- 
ten: Niemand in der CDU 
kann den politischen Versuch 
hinnehmen, das Land in 
Kriegswillige und Friedens- 
willige zu spalten. Wer den 
SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Franz Müntefering im Deut- 
schen Bundestag erlebt hat, 
der spürt, dass hier ein vorran- 
gig parteitaktisch motiviertes 
Spiel mit den Emotionen der 
Menschen inszeniert werden 
soll. Dagegen wird sich die 
CDU gemeinsam wehren. 

Ich werde in diesem Zu- 
sammenhang oft gefragt, ob 

ich „für" den Irak-Krieg sei, 
ob ich ihn „befürwortete", 
„unterstützte" u. ä. Diese 
Wortwahl halte ich für völlig 
unangemessen. Niemals wer- 
den mir bei einer Entschei- 
dung zwischen Krieg und 
Frieden, um Leben und Tod 
derartige positive Attribute 
über die Lippen kommen. 
Krieg - dieser zumal - ist im- 
mer ein Scheitern von Politik 
und Diplomatie. Er kann nie- 
mals die gleichsam normale 
Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln sein, die man 
leichten Herzens „befürwor- 
tet". Der Einsatz militärischer 
Gewalt muss immer das letzte 
Mittel -die ultima ratio-blei- 
ben. Den Einsatz militäri- 
scher Gewalt als letztes Mittel 
aber kategorisch auszusch- 
ließen, halte ich für unverant- 
wortlich. Als letztes Mittel 
wird er in manchen Konflik- 
ten, so auch in diesem, unaus- 
weichlich sein und bleiben. 
Wenn der Bundeskanzler 
deshalb so oft davon spricht, 
dass sich die Chance und die 
Logik des Friedens gegen die 
Logik des Krieges durchset- 
zen müssten, so darf er nicht 
übersehen, dass die Logik des 
Friedens nur dann eine 
Chance hat, wenn auf der an- 
deren Seite jemand ist, dem 
diese Logik des Friedens nicht 
völlig fremd ist. 
• 2. Auf ethische Absolut- 
heitsansprüche verzichten: 
Als evangelische Christin ha' 
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Tiich das schier übermensch- 
liche Friedenszeugnis von 
Papst Johannes Paul II. per- 
sönlich sehr berührt. Die Mit- 
glieder der CDU sehen sich in 
besonderer Weise verpflich- 
tet, ihr politisches Handeln an 
ethischen Überzeugungen zu 
dessen. Unsere gemeinsame 
cr>ristliche Tradition versteht 
den Frieden als Werk der Ge- 
rechtigkeit. Als ein allerletz- 
tes Mittel der Abwehr schließt 
sie auch Drohung und Gewalt 
nteht aus. Ob eine Abwägung 
2u diesem Ergebnis kommt, 
das ist keine theologische, 
sondern eine politische Frage. 
Niemand kann dafür eine 
tetzte Wahrheit in Anspruch 
nehmen, weder für noch ge- 
gen die eigene Entscheidung. 
Christen können auf der 
Grundlage des gleichen Glau- 
bens und nach bestem Wissen 
und Gewissen hier zu unter- 
Schiedlichen Schlussfolge- 
rungen kommen. 
* 3. Auf die Unterscheidung 
der Geister achtemlch halte 
n,chts davon, jemanden, nur 
weil er den Krieg im Irak ab- 
tehnt, als anti-amerikanisch 
2u bezeichnen. Aber es gibt 
auch ein dumpfes anti-ameri- 
kanisches Ressentiment, das 
sich aus ganz verschiedenen 
Quellen speist. Und wenn 
Zum Beispiel der amerikani- 
sche Präsident und der iraki- 
Sche Diktator auf eine Stufe 
gestellt werden, dann ist eine 
Frenze    überschritten,   die 

nicht mehr diffuses Verständ- 
nis erlaubt, sondern klaren 
Widerspruch fordert. 

Mir ist es wichtig, dass die 
Christlich Demokratische 
Union Deutschlands mit die- 
sen Prinzipien der aktuellen 
öffentlichen Debatte zum 
Irak-Konflikt einen wichti- 
gen Dienst erweist. Aber die 
Aufgabe der CDU reicht dar- 
über hinaus, denn im Irak- 
Konflikt haben wir eine gra- 
vierende Spaltung und Läh- 
mung der Europäischen Un- 
ion und der NATO erlebt. Der 
Vertrauensverlust in den Be- 
ziehungen zu den USA ist 
nachhaltig. Die bewährten In- 
stitutionen unserer Sicherheit 
erleben damit genau in dem 
Augenblick eine Krise, in 
dem nach dem Ende des Kal- 
ten Krieges und den Terroran- 
schlägen des 11. September 
neue und andere Bedrohun- 
gen nicht mehr zu übersehen 
sind. Gleichzeitig ist der jahr- 
zehntelange außen- und si- 
cherheitspolitische Grund- 
konsens in unserem Land 
brüchig geworden, zwischen 
Regierung und Opposition, 
aber auch in der Gesellschaft. 

Wir müssen zur Kenntnis 
nehmen, dass vieles, was ge- 
stern noch selbstverständlich 
war, heute zur Disposition 
steht. Meine politische Gene- 
ration wird die beiden ent- 
scheidenden Säulen deutscher 
Außenpolitik - die europäi- 
sche Einigung und die transat- 

lantische Partnerschaft-nicht 
neu erfinden, aber sie wird sie 
neu begründen und ausgestal- 
ten müssen, um sie zukunfts- 
fest zu machen. Deshalb sind 
die Ursachen und die weit rei- 
chenden Auswirkungen des 
Irak-Konfliktes notwendiger 
Anlass, in unserem Land, aber 
auch in meiner Partei eine 
grundsätzliche programmati- 
sche Diskussion über die 
außenpolitischen Herausfor- 
derungen des 21. Jahrhunderts 
zuführen. Maßstabdieserpro- 
grammatischen Weiterent- 
wicklung sind dabei die deut- 
schen Interessen an Frieden, 
an Freiheit, an Sicherheit und 
an internationaler Zusam- 
menarbeit. 

Der Irak-Krieg ist eine 
Tragödie. Wir alle hoffen, 
dass er bald und mit möglichst 
geringem Blutzoll zu Ende 
geht. Was mich - vor dem 
Krieg wie auch jetzt und da- 
nach - leitet, das sind die poli- 
tischen Konsequenzen, die 
wirfüreineZukunft in Frieden 
und Freiheit ziehen müssen. 

Nochmals danke ich Ih- 
nen für Ihre Anmerkungen 
und verbleibe mit freundli- 
chen Grüßen 

Dr. Angela Merkel 

MJBUr/ä 

Weitere 
Informationen 

zum Thema Irak 
finden Sie unter: 

www.cdu.de 
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Die deutsche Schuld 
am Krieg 

...Hätte dieser Krieg ver- 
hindert werden können? Ja, 
sagen einige. Aber mit einer 
überraschenden Begrün- 
dung: Deutschland, Frank- 
reich und Russland hätten 
den Kriegsausbruch mit ih- 
rervermeintlichen Friedens- 
politik unausweichlich ge- 
macht. Gerhard Schröders 
kategorisches Nein zu einem 
Militäreinsatz sei schlicht 
„ verrückt" gewesen... 

Als die Inspektoren der 
Unmovic (United Nations 
Ongoing Monitoring and 
Verification) am 2 7. Novem- 
ber vergangenen Jahres ihr 
Hauptquartier im Canal 
Hotel im Zentrum Bagdads 
aufschlugen, glaubten sie, 
mit der Resolution 1441 ein 
schlagkräftiges Instrument 
in der Hand zu haben, um 
Saddam Husseins Terror- 
arsenal aufzuspüren... 

Die 120 Kontrolleure 
merkten allerdings bald, dass 
sie ohne die volle Koopera- 
tion der Iraker ihr Ziel nicht 
erreichen würden. Auf ein 
Entgegenkommen warteten 
sie jedoch vergeblich... Der 
Irak machte erst Zugeständ- 

nisse, als US-Außenminister 
Colin Powell am 5. Februar 
der Weltöffentlichkeit aufse- 
henerregende Bilder, Videos 
und Tonbandaufnahmen 
über rollende Biowaffenla- 
bore, Raketenabschussram- 
pen und Munitionsbunker 
präsentierte... 

Am 14. Februar lieferte 
Chefinspektor Hans Blixdem 
Sicherheitsrat eine versöhn- 
lichere Lageeinschätzung. 
Sie war Anlass für Deutsch- 
land, Frankreich und Rus- 
sland, von „funktionieren- 
den Inspektionen" zu spre- 
chen und sich zunehmend 
von Amerika und Großbri- 
tannien abzusetzen. Die Re- 
gierungen in Berlin, Paris 
und Moskau fühlten sich ge- 
stärkt in der Überzeugung, 
dass ihre Friedensstrategie 
zum Erfolg führen würde. 

Ganz anders die Wahr- 
nehmung der Inspektoren in 
Bagdad: Sie standen plötz- 
lich geschwächt da. Doku- 
mente wurden wieder zu- 
rückgehalten. .. 

In der Rückschau zeichnet 
sich aus der Sicht von UN- 
Kontrolleuren ein klares Mu- 
ster ab: „Saddam Hussein 
verfolgte jeden Schritt im Si- 
cherheitsrat ganz genau. So- 
bald sich dort Risse zeigten. 

nahm die Zusammenarbeit 
ab." Nur dann, wenn der mi- 
litärische Druck wuchs, wur- 
den die Behörden in Bagdad 
kooperationswilliger... 

„Wir waren auf militäri- 
schen Druck angewiesen", 
betont ein Inspektor. ... NW 
mit einem geschlossenen 
Weltsicherheitsrat im 
Rücken wäre es ihrer Mei- 
nung nach möglich gewe- 
sen, das für eine wirksame 
Kontrolle wichtige Ver- 
kehrsüberwachungssystem 
zu installieren. Doch Ge- 
walt als letztes Mittel anzu- 
drohen, ohne sie ernsthaft 
vorzubereiten - das konnte 
den Diktator in Bagdad 
nicht beeindrucken. 

War das Scheitern dei' 
Mission von Anfang an pro- 
grammiert? Nein, sagen die 
Inspektoren: Ein einiger Si- 
cherheitsrat hätte eine fried- 
liche Abrüstung womöglich 
erzwingen können. Aber 
dann doch ein ambivalentef 
Gedanke, der aus Inspekto- 
renmunde erschreckend hcii't 
klingt: „ Wie behandelt man 
ein Krebsgeschwür am be- 
sten - mit einem kurzen chir- 
urgischen Eingriff oder nii' 
einer langwierigen Chemo- 
therapie, deren Erfolg zwei- 
felhaft ist?"     Die Zeit/27.3- 
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ANGELA   MERKEL: 

Große Übereinstimmung zwischen CDU 
und polnischer Regierung 

Die Partei- und Fraktions- 
vorsitzende Dr. Angela 
Merkel sieht in der Bewer- 
tung des Irak-Konflikts 
große Übereinstimmung 
tischen ihrer Partei und 
der polnischen Regierung. 
Sie sei sich mit ihren 
Gesprächspartnern einig, 
dass die Haltung Europas 
einheitlicher hätte sein 
•nässen, sagte sie in War- 
schau zum Abschluss eines 
zweitägigen Besuches nach 
besprächen mit Staatsprä- 
sident Aleksander Kwas- 
nie\vski, Ministerpräsi- 
dent Leszek Miller und 
Außenminister Wlodzi- 
•nierz Cimoszewicz. 

Man sei sich in den Ge- 
krachen einig gewesen, 
dass Europa nach dem Streit 
ü°er die Haltung zum Irak- 
Konflikt an einem Scheide- 
weg stehe, sagte die CDU- 
Vorsitzende. „Aber zu- 
gleich sehen wir Hoffnung 
und Chancen für eine ge- 
meinsame Außen- und Si- 
cherheitspolitik", betonte 
Sle- „Man dürfe", erklärte 
d'e CDU-Chefin, „nicht ver- 
gessen, dass es beim Golf- 
k°ntlikt um eine Auseinan- 
dersetzung mit einem Dikta- 
t0r geht. 

Polen steht in der Frage 
des Irak-Konflikts an der 
Seite der USA. Der sozial- 
demokratische Ministerprä- 
sident Miller lobte die USA- 
Reise Merkels nicht ohne zu 
betonen, dass es paradox sei, 
dass er als Sozialdemokrat 
die Haltung Frau Merkels 
unterstütze. 

Sicherheitsgarantie 
Polens 

nicht beschädigen 

Die polnischen Ge- 
sprächspartner drückten 
ihre Sorge über die Außen- 

politik der Bundesregierung 
aus: Sie warnten davor, das 
transatlantische Bündnis 
und damit Polens Sicher- 
heitsgarantie zu beschädi- 
gen und in der EU eine Zwei- 
klassengesellschaft zu 
schaffen, in der sich die 
großen Mitgliedsstaaten auf 
Kosten der kleineren und 
neuen Mitglieder zu etablie- 
ren versuchen. Eine solche 
Politik könne sogar die Zu- 
stimmung zum Referendum 
gefährden. In den Ge- 
sprächen wurde zudem vor 
einer „Achse Frankreich- 
Deutsch land-Russland" 
über Polen hinweg gewarnt. 

Über diese Gespräche hin- 
aus kam die Partei- und Frak- 
tionsvorsitzende mit Vertre- 
tern derdeutschen Minderheit 
in Polen zusammen und 
sprach auf einer Veranstal- 
tung der Konrad-Adenauer- 
Stiftung zum Thema „Polen 
und Deutschland in der Eu- 
ropäischen Union". 

Der Besuch sollte auch 
die enge Verbundenheit 
Deutschlands und Polens 
unterstreichen, insbeson- 
dere vor dem Hintergrund 
des Beitritts Polens zur Eu- 
ropäischen Union im näch- 
sten Jahr. UD 
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BOSBACH/SCHAUERTE/FUCHS: 

Freiheit wagen - Bürokratie abbauen 
Seit Jahren und Jahrzehn- 
ten wird der Abbau von 
Bürokratie auf allen Ebe- 
nen gefordert. Doch trotz 
zahlreicher Bemühungen, 
Initiativen und vieler Kom- 
missionen und Sachver- 
ständigengremien ist der 
Bürokratieabbau bisher 
weitestgehend gescheitert. 

„Bürokratieabbau - nicht 
reden, handeln!" fordert da- 
her die Arbeitsgruppe der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion zum Bürokratieabbau 
in ihrem ersten Arbeitspa- 
pier, das der stellvertretende 
CDU/CSU-Fraktionsvorsit- 
zende Wolfgang Bosbach, 
der mittelstandspolitische 
Sprecher Hartmut Schauerte 
und der Vorsitzende der Ar- 
beitsgruppe „Bürokratieab- 
bau" Michael Fuchs vorge- 
stellt haben. 

1998-2002: 
1.800 neue Gesetze und 
Rechtsverordnungen 

Der Arbeitsgruppenvor- 
sitzende Michael Fuchs kri- 
tisierte bei der Vorstellung 
der Arbeitsergebnisse die 
rot-grüne Bundesregierung: 
Trotz gegenteiliger Ankün- 
digungen des Bundeskanz- 
lers zur Gesetzes- und Ver- 

waltungsvereinfachung sei- 
en in der vergangen Legisla- 
turperiode fast 400 Gesetze 
und ca. 1400 Rechtsverord- 
nungen neu in Kraft getreten. 
Im Gegensatz dazu seien 
Unionsländer wie Hessen 
und das Saarland sehr erfolg- 
reich beim Bürokratieabbau. 
Im Saarland seien 68 Prozent 
der Anfang 1999 bestehen- 
den Verwaltungsvorschrif- 
ten gestrichen worden oder 
ihr Abbau geplant. Der Ge- 
setzgeber müsse künftig den 
Mut haben, als „Gesetzneh- 
mer" zu agieren, fordert in- 
des auch Wolfgang Bosbach. 

Das Papier der CDU/ 
CSU-Arbeitsgruppe „Büro- 
kratieabbau" fordert eine sy- 
stematische Selbstverpflich- 
tung der staatlichen Ebenen, 
um dauerhaft und ernsthaft 
der Gesetzes- und Verord- 
nungsflut Herr zu werden. 
Der Ansatz der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion un- 
terscheidet sich klar von bis- 
herigen, erfolglosen Bemüh- 
ungen, die erdrückende Bü- 
rokratielast für Private und 
Unternehmer zu bekämpfen. 

Im Gegensatz zum „Mas- 
terplan" der Bundesregie- 
rung sollen nicht zahlreiche 
Einzelvorschläge aneinan- 
dergereiht werden, sondern 
bewusst Instrumente und 
Maßnahmen in den Vorder- 
grund gestellt werden. 

Mehr Freiheit und 
Selbstverantwortung 

Im ersten Teil des Papiers 
fordert die Unionsfraktion 
ein neues Verhältnis zwi- 
schen Staat, Wirtschaft und 
Gesellschaft. Den Bürgern 
müsste mehr Freiheit und 
Selbstverantwortung einge- 
räumt werden und der Staat 
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müsse sich auf seine Kern- 
äufgaben reduzieren. 

„Um Bürokratie abzu- 
bauen, müssen Staat und 
Bürger umdenken. Weniger 
Staat und mehr Bürger, also 
ein konzentrierter agierender 
Staat und ein befreiter, eigen- 
verantwortlich handelnder 
Bürger", so Bosbach. 

Das Subsidiaritätsprinzip 
sei Maßstab der Union: Die 
größere Einheit könne eine 
Aufgabe nur übernehmen, 
wenn erwiesen sei, dass sie es 
besser mache als die kleinere 
Einheit. 

Konkrete Vorschläge: 

Im zweiten Teil werden in 
einem 10-Punkte-Programm 
konkrete Vorschläge zum 
Bürokratieabbau gemacht. 
F°lgende Maßnahmen sind 
u-a. vorgesehen: ein Verfalls- 
automatismus für Verord- 
nungen, eine generellen Ge- 
setzesbefristung, kürzere Ge- 
nehmigungsverfahren mit- 
le's Optionsklausel, weniger 
^ichterrecht, Experimentier- 
und Öffnungsklauseln und 
weniger EU-Bürokratie. Die 
Ministerien sollen künftig 
v°r dem Erlass jeder neuen 
verordnung, nach zwei alten 
verordnungen suchen, die im 
Gegenzug außer Kraft ge- 
setzt werden können. Ohne 
neue Stellen zu schaffen, soll 
e,n Kabinettsausschuss der 

LAURENZ   MEYER: 

Schluss mit Bevormundungsgerede 
Zu den Äußerungen von 
SPD-Fraktionschef 
Müntefering zur Pflege- 
versicherung erklärte 
CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer: 

„Kein Recht auf Erbe" - 
wieder einmal zeigt sich, 
wie Franz Müntefering 
denkt. Nach seiner unsägli- 
chen Forderung „Weniger 
Geld für den Konsum, mehr 
Geld für den Staat" legt er 
jetzt noch einen drauf. Was 
die Nachkriegsgeneration 
an Werten geschaffen hat, 
daran will die rot-grüne 
Bundesregierung kräftig 
teilhaben. 

Rechtsansprüche aus der 
Pflegeversicherung gelten 
für Müntefering offenbar 
nicht mehr viel. Neben 
neuer Verunsicherung der 

Bundesregierung gesamtge- 
sellschaftliche Folgen von 
Gesetzen abschätzen. Paral- 
lel dazu werde ein Bundes- 
tagsausschuss, der Petitionen 
annehmen soll, dafür sorgen, 
dass Gesetze und Verord- 
nungen ohne bürokratische 
Belastung für Private und Un- 
ternehmer Bürokratie be- 
schlossen würden. 

Dass die Unionsfraktion 
bei der Umsetzung der Vor- 

Menschen bedeuten die 
Sprüche des SPD-Frakti- 
onschefs nur eins: Dass die 
bestraft werden sollen, die 
ihr Leben lang gespart ha- 
ben und davon auch an ihre 
Kinderweitergeben wollen. 

Das Prinzip „Abkassie- 
ren bei den Bürgern" ist im 
Denken des Fraktionschefs 
offensichtlich tief verwur- 
zelt. Und dabei knüpft 
Müntefering nahtlos an die 
Forderung des zweiten Ob- 
rigkeits-Apostels der Sozi- 
aldemokratie an: Schon im 
skandalösen Gerede von 
SPD-General Sekretär 
Scholz über die „Lufthoheit 
über den Kinderbetten" of- 
fenbarte sich der Ungeist 
der Bevormundung, der an- 
scheinend in der Spitze der 
SPD herrscht. 

schlage zur Kooperation mit 
der Bundesregierung bereit 
ist, betonte der mittelstands- 
politische Sprecher Hartmut 
Schauerte: „Jetzt ist die Bun- 
desregierung aufgefordert, 
mit uns diese Vorschläge 
ernsthaft und kooperativ um- 
zusetzen, um statt ständiger 
Ankündigungen endlich Ta- 
ten folgen zu lassen." Und er 
betont: „Alles was nützt, ma- 
chen wir mit." 
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Vorsitzender der Konrad-Adenauer- 
Stiftung wiedergewählt 

Auf der diesjährigen Mit- 
gliederversammlung der 
Kon rad-Adenauer-Stif- 
tung wurde der Vorsit- 
zende der Stiftung, der 
Thüringer Ministerpräsi- 
dent Bernhard Vogel, ein- 
stimmig in seinem Amt be- 
stätigt. 

Vogel sagte, die Konrad- 
Adenauer-Stiftung werde 
sich angesichts der aktuellen 
Situation in besonderer 
Weise dafür einsetzen, dass 
die traditionellen außenpoli- 
tischen Grundkoordinaten 
Deutschlands wieder unein- 

geschränkt zur Geltung 
kommen. „Das heißt für uns, 
dass die enge Partnerschaft 
zu Frankreich und zu den 
Vereinigten Staaten von 
Amerika gleichermaßen 
Eckpfeiler der Arbeit der 

MITGLIEDER IM VORSTAND DER 
KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG: 

• Vorsitzender: Gröhe, Peter Hintze (koop- 

Ministerpräsident tiert), Volker Kauder, Bun- 

Bernhard Vogel deskanzler   a.D.   Helmut 

• stellvertretende Kohl,    Hermann     Kues, 

Vorsitzende: Landtagspräsidentin Chri- 

Anton Pfeifer, stine Lieberknecht, Angela 

Norbert Lammert, Merkel,   Ronald   Pofalla 

Beate Neuss (kooptiert),       Hans-Gert 

• Generalsekretär: Pöttering (kooptiert), Gün- 

Wilhelm Staudacher ter Rinsche, Volker Rühe, 

• Schatzmeister: Wolfgang Schäuble, Hans- 

Franz Schoser Peter Schwarz, Dorothee 

• Weitere Mitglieder: Wilms,  Ministerpräsident 

Otto Bernhardt, Hermann Christian Wulff. 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
sind." 

In ihre Ämter wieder ge- 
wählt wurden bei der Mit- 
gliederversammlung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
auch die Stellvertreter des 
Vorsitzenden. Dabei han- 
delt es sich um die an der 
Technischen Universität 
Chemnitz lehrende Profes- 
sorin für Internationale Poli- 
tik, Frau Professor Dr. Beate 
Neuss, den früheren Staats- 
minister im Bundeskanzler- 
amt, Anton Pfeifer, und den 
Vizepräsidenten des Deut- 
schen Bundestag, Norbert 
Lammert. Ebenfalls ein- 
stimmig wurde der Schatz- 
meister der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung, der frühere 
Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Industrie- und 
Handelskammertages, 
Franz Schoser, in seinem 
Amt bestätigt. 

Neu in den Vorstand der 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
wurden der Ministerprä- 
sident von Niedersachsen, 
Christian Wulff, und der 
Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der CDU/ 
CSU-Fraktion im Deut- 
schen Bundestag, Volker 
Kauder, gewählt. 
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CDU-Entwicklungshilfe mit neuen 
Initiativen 

Neue Schnittstellen in der 
Politik suchen: Mit diesem 
Credo ging der CDU-Bun- 
destagsabgeordnete Hans- 
Joachim Fuchtel zu Beginn 
dieses Jahres an die Arbeit, 
a's er eine 55-köpfige Dele- 
gation zusammenstellte, 
um mit dieser in Maureta- 
nien - eines der ärmsten 
Länder der Welt-neue Ak- 
'•ente in der praktischen 
Arbeit der Entwicklungs- 
hilfe zu setzen. 

Die Delegation wollte „et- 
was für die Völkerverständi- 
gung zu tun" mit der Folge, 
dass die öffentliche Aufmerk- 
samkeit für das Projekt eine 
vÖllig neue Dimension ge- 
wann und auch von der Re- 
gierung des Landes sichtbar 
Wahrgenommen wurde, 
^urch einen öffentlichen 
Aufruf in den Medien ange- 
sprochene Experten aus den 
Bereichen der Städteplanung, 
der Abfallwirtschaft und der 
Medizin bilden mit Hand- 
werkern ein „Team der hel- 
fenden Hände". 

Das Ergebnis des Einsat- 
zes war allein auf dem medi- 
zinischen Sektor hoch beein- 
druckend. Nämlich an die 
1-500 Behandlungen. 

Das Besondere an dieser 
Aktion: Die Teilnehmer 
^achten eine Woche lang 

kostenlos ihr Know-how 
zum Einsatz, quasi von Kol- 
legen zu Kollegen für die 
Menschen im Lande. Mit der 
Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit war zuvor 
abgestimmt worden, mit 
welcher Kompetenz und 
welchen Aufgaben die Teil- 
nehmer betraut wurden. 
Schon vor deren Ankunft 
waren die Tätigkeitsfelder 
klar definiert und der Ein- 
satzplatz durchorganisiert. 
Durch das Zusammenfügen 
von Arbeitsteams in den je- 
weiligen Schwerpunktberei- 
chen konnten Aufgaben an- 
gegangen werden, die in die- 
sem Land bis dahin nicht an- 
gegangen werden konnten, 
da es mangels Finanzen 
keine solchen Teambildun- 
gen gab. 

Vor allem aber war den 
Initiatoren wichtig: Der 
Kontakt zu den örtlichen 
Kollegen, um auf diese 
Weise   zukünftige   Dialog- 

L 

brücken zu bilden und „auf 
das positive der Menschen 
zu setzen". Diese Rechnung 
ging auf. Die moderne Tech- 
nik der Kommunikation 
macht möglich, dass der Dia- 
log auch aus der Ferne wei- 
ter geführt und der Bedarf an 
Spezialisten gemeldet wer- 
den kann. So sollen von Zeit 
zu Zeit ausgewählte Teams 
zu weiteren Einsätzen nach 
Mauretanien reisen. 

Kostengünstige 
Form der 

Entwickungshilfe 
aufgebaut 

Der Bundestagsabgeord- 
nete Hans-Joachim Fuchtel 
erläuterte die Initiative: 
„Ziel muss es sein, eine wei- 
tere Form von Entwick- 
lungshilfe aufzubauen, die 
kostengünstig ist und ihre 
Stärke in der mitmenschli- 
chen Bereitschaft zur Hilfe 
hat. Quasi eine ehrenamtli- 
che Möglichkeit zur Mitwir- 
kung von Menschen, die an- 
sonsten aufgrund ihres an- 
spruchsvollen Berufs wenig 
Gelegenheit zu ehrenamtli- 
chem Tun haben. Dieses Po- 
tential ist bislang für die Ent- 
wicklungshilfe nicht er- 
kannt worden." 
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GESPRäCH   CDU   UND   DGB: 

,Wir brauchen Gewerkschaften in 
Deutschland" 

CDU und DGB wollen ihre 
Kontakte weiter ausbau- 
en. Angesichts der Heraus- 
forderungen, vor denen 
Deutschland stehe, lohne es 
sich, weiter im Gespräch zu 
bleiben, sagte die CDU- 
Vorsitzende Angela Mer- 
kel nach einem Treffen von 
CDU-Präsidium und DGB- 
Bundesvorstand. 

„Wir brauchen Gewerk- 
schaften in Deutschland", be- 
kräftigte die Partei- und Frak- 
tionsvorsitzende. Als Interes- 
senvertretung der Arbeitneh- 

mer müssten die Gewerk- 
schaften allerdings auf die 
„dramatischen Probleme", 
vor denen Deutschland stehe, 
reagieren. Auch DGB-Chef 

Michael Sommer lobte den 
„sachlichen Ton", in dem das 
Gespräch stattgefunden habe. 

Konkret vereinbarten das 
CDU-Präsidium    und    der 

Beschluss des CDA-Bundesvorstands 
Wir wollen den Beitrag der Arbeitslosenversicherung von 6,5 % auf 5 % reduzieren, um 
Arbeitnehmer und Unternehmen zu entlasten und einen Beitrag für mehr Beschäftigung zu 
leisten. Die von der Bundesregierung geplante Verkürzung des Arbeitslosengeldes für äl- 
tere Arbeitslose lehnen wir angesichts der heutigen Lage am Arbeitsmarkt ab. Das ist der 
falsche Weg zur Reduzierung des Beitrags der Arbeitslosenversicherung. Stattdessen schla- 
gen wir folgendes Paket vor: 
• 1. Das Arbeitslosengeld wird in den ersten 2 Monaten als Kredit gewährt. 
• 2. Bei betrieblichen Vorruhestandsregelungen ist gesetzlich sicherzustellen, dassdie Un- 
ternehmen der Bundesanstalt für Arbeit die gesamten Leistungen zu erstatten haben. 
• 3. Die Bundesanstalt für Arbeit verdoppelt aus der Zahl der vorhandenen Mitarbeiter her- 
aus die Zahl derjenigen, die direkt in der Arbeitsvermittlung eingesetzt werden. 
• 4. Die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe wird befürwortet. Für äl- 
tere Arbeitslose muss dabei ein deutlich erhöhter Nichtanrcchnungsbeitrag für vorhandene 
Ersparnisse festgesetzt werden. Die Kombinationsmöglichkeit eigener Einkommen mit Ar- 
beitslosenhilfe/Sozialhilfe wird deutlich verbessert. 
• 5. Leistungen der Arbeitslosenversicherung für Personen, die bisher keine eigenen 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung gezahlt haben, werden aus Steuermitteln finanziert. 
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DGB-Bundesvorstand die 
Einsetzung einer Arbeits- 
gruppe zur Ausbildungssi- 
tuation angesichts der in die- 
sem Jahr drohenden „Aus- 
bildungskatastrophe". „Wir 
sind gemeinsam der Auffas- 
sung, dass die jungen Men- 
schen in unserem Land eine 
Chance bekommen müs- 
sen", betonte Angela Merkel. 

Neben besseren Rahmen- 
bedingungen für den deut- 
schen Mittelstand sprach sie 
sich für eine höhere Flexibi- 
lität der Ausbildung aus. Zu- 
dem müsse die moralische 
Verpflichtung der Betriebe, 
Ausbildungsplätze zur Ver- 
fügung zu stellen, wieder 
stärker ins Bewusstsein 
rücken. 

Eine „gemeinsame Hal- 
tung", so die CDU-Vorsit- 
zende, habe es auch im Be- 
reich der Arbeitslosenversi- 
cherung gegeben. Die Le- 
bensleistung und die Höhe 
der eingezahlten Beiträge 
müssten sich im Leistungs- 
fall bemerkbar machen, for- 
derte Merkel. Um älteren Ar- 
beitslosen wie bisher länger 
Arbeitslosengeld zahlen zu 
können, soll - so ein Vor- 
schlag der CDU-Sozialaus- 
schüsse - künftig das Ar- 
beitslosengeld in den ersten 
zwei Monaten als Darlehen 
gewährt werden. DGB-Chef 
Sommer machte in diesem 
Zusammenhang deutlich, 
dass mit ihm eine „Ver- 
schlechterung beim Arbeits- 

losengeldbezug für Ältere" 
nicht zu machen sei. Dies 
wollte er als „ausdrückliches 
Signal an die Bundesregie- 
rung" verstanden wissen. 

Unterschiedliche Auf- 
fassungen gab es vor allem 
in Bezug auf die betriebli- 
chen Bündnisse für Arbeit. 
Während die CDU für einen 
weiteren Ausbau solcher 
Bündnissen eintritt, wendet 
sich der DGB gegen eine 
„Aushöhlung der Tarifau- 
tonomie". Das sei für die 
Gewerkschaften eine „exi- 
stentielle Frage", erklärte 
Sommer. Auch die Reform 
der sozialen Sicherungs- 
systeme wurde zwischen 
CDU und DGB kontrovers 
diskutiert. 

ANGELA   MERKEL: 

„Große Zahl von Gemeinsamkeiten mit der CSU" 
Mit Blick auf das vom 
CSU-Vorsitzenden Ed- 
mund Stoiber präsentier- 
te Sanierungsprogramm 
verwies die Partei- und 
Frakt ions Vorsitzende 
Angela Merkel auf eine 
„große Zahl von Gemein- 
samkeiten". 

Zwar gebe es an einigen 
Stellen Abweichungen, bei- 
spielsweise bei der von der 
CSU vorgeschlagenen Staf- 
felung für die Zahlung des 
Arbeitslosengeldes      zwi- 

schen 12 und 18 Monaten. 
Hier plädieren die Christde- 
mokraten für eine längere 
Zahl ungsdauer für ältere Ar- 
beitslose. Außerdem will die 
CDU nur dann einer Kür- 
zung der Sozialhilfe um 25 
Prozent zustimmen, wenn 
ein tatsächliches Beschäfti- 
gungsangebot abgelehnt 
wird. 

Die Unterschiede zwi- 
schen den beiden Schwe- 
sterparteien seien jedoch 
„überbrückbar", versicherte 

Angela Merkel. Auf beiden 
Seiten herrsche der Wille 
vor, zu Lösungen zu kom- 
men. So setzten sich CDU 
und CSU gemeinsam dafür 
ein, die Lohnnebenkosten 
unter 40 Prozent zu senken. 
Um dieses „ehrgeizige 
Ziel" zu erreichen, seien 
„Wachstums fördernde 
Maßnahmen" erforderlich. 
Bislang habe Rot-Grün 
hierzu jedoch keine ausrei- 
chenden Vorschläge prä- 
sentiert. 
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KATHERINA   REICHE: 

Forschungs- und Bildungspolitik des 
Bundes ohne roten Faden 

Der Bundeshaushalt 2003 
belegt: Bildung und For- 
schung werden gegenein- 
ander ausgespielt. 

Zweifelhaften Bildungs- 
ausgaben opfert Frau Bul- 
mahn vernünftigen For- 
schungsinvestitionen. Das 
Kerngeschäft, die For- 
schungspolitik, hat Frau Bul- 
mahn vernachlässigt und 
sich dorthin geflüchtet, wo 
sie keine originäre Kompe- 
tenz hat. Jetzt wird so getan, 
als ob ein Ganztagesschul- 
bauprogramm die PISA-De- 
fizite lösen könnte. Dabei be- 
steht überhaupt kein signifi- 
kanter Zusammenhang zwi- 
schen dem unterdurch- 
schnittlichen Abschneiden 
deutscher Schulen-übrigens 
insbesondere in SPD-ge- 
führten Ländern - und dem 
Anteil von Ganztagessschu- 
len in der deutschen Schul- 
landschaft. Richtig dagegen 
ist, dass die als Ganztages- 
schulen geführten Gesamt- 
schulen am schlechtesten bei 
PISA abgeschnitten haben. 

Natürlich brauchen wir 
mehr Betreuungsangebote 
für Sechs- bis Zwölfjährige 
am Nachmittag. Aber mit 
PISA hat dies nichts zu tun. 
Das Bauprogramm soll viel- 

mehr die Öffentlichkeit von 
den Bildungsdefiziten ablen- 
ken, die in erster Linie die 
SPD selbst in den Ländern zu 
verantworten hat. Um zu 
mehr Ganztagesangeboten 
zu kommen, wäre es richti- 
ger, wenn der Bund die Län- 
der stärker an der Umsatz- 
steuer beteiligte und die 
Kommunen zielgerecht ent- 
lastete. 

Ständig versucht das 
BMBF den Ländern in deren 
Kompetenzen hereinzure- 
den. Die Erarbeitung von län- 
derübergreifenden Bil- 
dungsstandards durch die 
rot-grüne Bundesregierung 
kann daher zu Recht als Ar- 
roganz ausgelegt werden. 
Auch haben laut Grundge- 
setz die Länder und nicht der 
Bund zu regeln, wie die 
Hochschulen finanziert wer- 
den sollen. Dass die Länder 
wie Bayern und Sachsen vor 

dem Bundesverfassungsge- 
richt ein Normverfahren ge- 
gen die 6. Novelle des Hoch- 
schulrahmengesetzes durch- 
führen wollen, ist mehr als 
verständlich und wird von 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion politisch unterstützt. 

Ein Ausstieg der Länder 
aus der gemeinsamen Bil- 
dungsplanung der Bund- 
Länder-Kommission (BLK) 
ist nur konsequent. Die Rei- 
sekosten können gespart 
werden. Dies ist die unmis- 
sverständliche Meinung al- 
ler 16 Länder. 

Richtig wäre es, Frau 
Bulmahn kümmerte sich in- 
tensiver um den For- 
schungsbereich. Hier fällt 
Deutschland zusehends ab. 
Im weltweiten Vergleich 
liegt Deutschland mit seinen 
Aufwendungen für Zu- 
kunftsinvestitionen (FuE- 
Mittel in % des Bruttoin- 
landsproduktes) mit 2,5 Pro- 
zent abgeschlagen hinter 
Schweden (3,9), Finnland 
(3,7), Japan (3,0), den USA 
(2,8), Korea (2,7) und der 
Schweiz (2,7) auf dem 7- 
Platz. Besonders besorgni- 
serregend ist das Nachlassen 
der Forschungs- und Ent- 
wicklungsaktivitäten     des 
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Mittelstandes. Wertschöp- 
fung müsste im Zentrum 
deutscher Forschungspoli- 
hk stehen. Leider geht aber 
vom Haushalt 2003 keine 
Signalwirkung zur Steige- 
rung der Forschungsinten- 
sität unserer Wirtschaft aus. 

Andere Staaten können 
es: Auch in Japan ist die wirt- 
schaftliche Situation schwie- 
rig, auch dort gibt es einen 
Sparhaushalt. Dennoch stei- 
gen die staatlichen Investi- 
tionen für Wissenschaft und 
Forschung um 3,9 %. Groß- 
britannien hat aktuell für die 
Finanzjahre 2003 bis 2006 
einen Rekordhaushalt für 
Wissenschaft und Forschung 
vorgelegt mit einem Plus von 
^bis 10 Prozent jährlich. Die- 
selbe Bereitschaft, in die Zu- 
kunft zu investieren, gibt es 
'n den USA. 

Der aktuelle Bundes- 
haushalt 2003 verspricht 
keine Umkehr. Rot-Grün 
stolpert auf seinem verhäng- 
nisvollen Weg weiter ber- 
gab. Spitzenforschung und 
^ukunftstechnologien in 
Deutschland werden im 
Bundeshaushalt 2003 der 
Saft abgedreht. Grundla- 
gen- und Exzellenzfor- 
schung gehen leer aus. Die 
v°r der Bundestagswahl im 
September gemachten Zu- 
ngen für die deutschen Wis- 
Senschaftsorganisationen in 
Höhe von bis zu 3,5 Prozent 
wurden  nicht  eingehalten. 

Arbeitsplatzabbau ist nun 
die Folge. Das Kanzlerver- 
sprechen für 2004, die Haus- 
haltsansätze wieder anzuhe- 
ben, sind leere Worte. Für 
2003 hätte der Beweis ange- 
treten werden müssen. 

Haushalt des BMBF 
einzige Enttäuschung 

Der Haushalt des BMBF 
für das Jahr 2003 ist eine ein- 
zige Enttäuschung und hat 
mit den Versprechungen vor 
der Wahl nichts mehr zu tun. 
Zukunfts- und Innovations- 
bereiche wie Weltraumfor- 
schung oder Forschung an 
adulten Stammzellen sind 
von einschneidenden Kür- 
zungen betroffen. Überhaupt 
hat die Biotechnologiepoli- 
tik deutliche Schwächen und 
ist ohne Strategie. Der zum 
Teil völlig irrationale Wider- 
stand gegen die grüne Gen- 
technik blockiert nach wie 
vor die wirtschaftliche Nut- 
zung. Damit wird wirtschaft- 
liches, aber auch wertvolles 
wissenschaftliches Potenzial 
an unsere Konkurrenten ver- 
schenkt, denn auch die besten 
Köpfe in diesem Bereich ge- 
hen Deutschland verloren. 
Zur Nachwuchsförderung 
gibt es kein abgestimmtes na- 
tionales Konzept. 

Ziel der Forschungspoli- 
tik muss es sein, den besten 
Köpfen die besten Arbeits- 

bedingungen und größt- 
möglichen Freiheiten zu 
bieten. Leider hat Frau Bul- 
mahn dem Forschungsstan- 
dort Deutschland mit büro- 
kratischen und wissen- 
schaftshemmenden Rah- 
menbedingungen eine Rei- 
he zusätzlicher Fesseln auf- 
gelegt. An den Hochschulen 
stößt das Monopol der Juni- 
orprofessur als einziger 
Qualifizierungsweg auf Un- 
verständnis und Wider- 
stand. Das 5. HRG hat eine 
dringende Überarbeitung 
nötig. Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion setzt sich 
deshalb für eine rasche No- 
vellierung ein. 

Wir vermissen die Bereit- 
schaft, in die Zukunft zu in- 
vestieren, neue Themen auf- 
zugreifen, Chancen zu eröff- 
nen und zu nutzen. Zu dieser 
Innovationspolitik gehört 
nicht nur Geld, sondern auch 
eine Richtungsvorgabe. Das 
Ziel der Europäischen 
Union, bis 2010 einen Anteil 
von 3 % am BIP für For- 
schung und Entwicklung zu 
investieren, wurde von der 
rot-grünen Bundesregierung 
im Koalitionsvertrag noch 
ausdrücklich bekräftigt und 
im aktuellen Haushalt jedoch 
wie eine heiße Kartoffel fal- 
len gelassen. Die rot-grüne 
Bildungs- und Forschungs- 
politik steckt mit falschen 
Weichenstellungen in der 
Sackgasse. 
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MICHAEL   MEISTER: 

Rürup-Kommission 
stellt neue Pläne 

der SPD zur Steuer- 
amnestie in Frage 

Anlässlich der Überlegun- 
gen der Rürup-Kommis- 
sion auf Zins- und Mieter- 
träge Beiträge zur gesetz- 
lichen Krankenversiche- 
rung zu erheben, erklärt 
der finanzpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Karl Lauterbach - Mit- 
glied der Rürup-Kommis- 
sion für eine nachhaltige Fi- 
nanzierung und Weiterent- 
wicklung der Sozialversi- 
cherung - schlägt den Aus- 
bau der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zu einer 
„Bürgerversicherung" vor. 
Beamte und „Besserver- 
dienende" sollen sich eben- 
falls bei den gesetzlichen 
Kassen versichern müssen. 
Die Tabaksteuer sol le erhöht 
werden, um versichcrungs- 
fremde Leistungen zu finan- 
zieren.    Außerdem    sollen 

Beiträge nicht nur auf das 
Arbeitsentgelt, sondern auch 
auf Zinserträge und Mietein- 
nahmen erhoben werden. 

Solche Pläne entspre- 
chen alten sozialistischen 
Tendenzen, nämlich mehr 
Staat, mehr Regulierung, 
mehr Mischfinanzierungen. 
Sie stehen nicht für stärkere 
Eigenverantwortung, weni- 
ger Bürokratie sowie klare 
und transparente Finanzie- 
rungssysteme. 

Die Pläne konterkarieren 
auch die Überlegungen der 
Bundesregierung zur Steuer- 
amnestie. Bundeskanzler 
Schröder erwartet von der 
Einführung der Abgeltungs- 
steuer verbunden mit einer 
Steueramnestie einen Rück- 
fluss von 100 Mrd. Euro und 
entsprechend hohe Steuer- 
einnahmen. Wer aber führt 
sein Kapital in die Steuerehr- 
lichkeit zurück, wenn hierfür 
umfassende Sclbslanzeigen 
erforderlich sind, ein flächen- 
deckendes Kontrollmittei- 
lungssytem eingeführt wer- 
den soll, die Wiederbelebung 
der Vermögensteuer droht 
und nun auch noch Kranken- 
kassenbeiträge auf Zinser- 
träge vorgeschlagen werden? 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion fordert endlich 
die Definition klarer Ziele. 
Grundansatz muss sein, die 
Sozial- und Steuersysteme 
in sich und durchgreifend zu 
reformieren.    Steuererhöh- 

ungen muss eine Absage er- 
teilt werden. Debatten, die 
die Bürger und Unterneh- 
men dieses Landes verunsi- 
chern, sind zu beenden. 
Durch eine verlässliche Poli- 
tik muss das Vertrauen in den 
Wirtschaftsstandort und den 
Finanzplatz Deutschland 
wieder hergestellt werden. 

DIETRCH  AUSTERMANN: 

Eichels virtuelle 
Welt 

Zur voraussichtlichen Neu- 
verschuldung des Bundes 
in 2003 äußert sich der 
haushaltspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Selten hat es einen Bun- 
deshaushalt gegeben, der 
bereits bei seiner Verab- 
schiedung Makulatur ist- 
Der Bundesfinanzminister 
gibt zu, dass der Haushalt 
2003 erhebliche Risiken 
enthält. Trotzdem sei eS 

'vernünftig', ihn zu be- 
schließen. Was daran ver- 
nünftig ist, einen Hausha" 
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?u beschließen, der mit der 
tatsächlichen wirtschaftli- 
chen Lage nichts zu tun hat, 
bleibt Eichels Geheimnis. 

Die Haushaltspolitik die- 
ser Bundesregierung ist zu- 
nehmend irrational. Die Ko- 
alition bewegt sich in einer 
virtuellen Welt, wenn sie die 
^ettokreditaufnahme als die 
"niedrigste seit der Wieder- 
vereinigung bezeichnet. Die 
Realität wird dagegen auch in 
diesem Jahr - wie bereits 
2002 - eine andere sein. Die 
heute vom Statistischen Bun- 
desamt veröffentlichten Zah- 
'en zum Defizit in den öffent- 
'"chen Haushalten in 2002 
machen die Tendenz deut- 
sch. Spätestens nach der 
Mai-Steuerschätzung wird 
e'n Nachtragshaushalt fällig 
Werden, der aller Voraussicht 
nach eine Neuverschuldung 
neinhaltet, die erneut die 
verfassungsmäßige Grenze 
sPrengt und die europäischen 
^abilitätskriterien in massi- 
er Weise verletzt. 

Eichel begründet die Risi- 
ken für den Haushalt mit den 
Unsicheren Rahmenbedin- 
§ungen. Mit anderen Worten: 
der Irak-Krieg sei schuld. Da- 
^it macht es sich die Bundes- 
regierung jedoch zu einfach, 
ks ist unbestritten, dass der 
hak-Krieg Risiken für die 
Weltkonjunktur birgt und da- 
^it auch für die wirtschaftli- 
che Entwicklung in Deutsch- 
end negative Konsequenzen 

haben kann, die heute noch 
nicht absehbar sind. Unab- 
hängig von der Zuspitzung 
der Lage im Mittleren Osten 
ist seit geraumer Zeit eine 
deutliche Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Lage in 
Deutschland zu verzeichnen. 
Verbunden mit einem drama- 
tischen 

Anstieg der Arbeitslo- 
senzahlen wird dies zu wei- 
teren Steuerausfällen und 
höheren Ausgaben zur Fi- 
nanzierung der Arbeitslo- 
sigkeit, etwa bei der Bun- 
desanstalt für Arbeit, 
führen. Diese Milliardenri- 
siken sind im Bundeshaus- 
halt in keinster Weise 
berücksichtigt. Dafür trägt 
der Bundesfinanzminister 
die volle Verantwortung. 

Nicht der Irak-Krieg ist 
schuld an der Wachstums- 
und Beschäftigungskrise in 
unserem Land. 4 Jahre rot- 
grüne Politik sind verant- 
wortlich für Stagnation und 
ausufernde Defizite in den 
öffentlichen Kassen. Der 
Ausweg aus der wirtschaft- 
lichen Misere ist eine konse- 
quente Politik der Stärkung 
der Investitionskraft der Un- 
ternehmen. Dazu ist auch 
eine steuerliche Entlastung 
insbesondere der kleinen 
und mittleren Unternehmen 
erforderlich. Dort entstehen 
die meisten Arbeitsplätze, 
die unser Land so dringend 
braucht. 

ANNETTE WIDMANN-MAUZ: 

Irak-Krieg nicht 
Schuld an steigen- 

den Kassen beitragen 

Zu Meldungen, wonach 
Bundessozialministerin 
Schmidt steigende Kas- 
senbeiträge nicht mehr 
ausschließt, erklärt die ge- 
sundheitspolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Die Finanzierungspro- 
bleme der GKV sind hausge- 
macht und haben ihre Ursa- 
che nicht im Irak-Krieg. 
Denn der Sachverständigen- 
rat für die Konzertierte Ak- 
tion im Gesundheitswesen 
weist seit Jahren auf die Ein- 
nahmeschwäche der GKV 
hin. Rot-Grün hat diese Hin- 
weise aber beharrlich mit der 
Aussage ignoriert, die GKV 
habe kein Einnahme-, son- 
dern ein Ausgabenproblem. 

Nach der stellvertretenden 
SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Schaich-Walch bestätigt nun 
auch Bundessozialministerin 
Schmidt die von der Union 
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bereits zu Beginn des Jahres 
prognostizierten und ihr da- 
mals von Rot-Grün als Panik- 
mache vorgeworfenen Bei- 
tragssatzsteigerungen. 

Die Beiträge in der GKV 
können jetzt nur durch eine 
mutige Reform gesenkt wer- 
den. Im Sinne der Gerechtig- 
keit ist es dabei notwendig, 
dass alle Seiten an den Eins- 
parungen gleichermaßen be- 
teiligt werden und das Gefühl 
für die Wahrnehmung von 
Verantwortung bei allen Be- 
teiligten im Gesundheitswe- 
sen gestärkt wird. 

Mit der Erschließung von 
Wirtschaftlichkeitsreserven 
und der Verbesserung der 
Qualität sind die Finanzie- 
rungsprobleme der GKV al- 
leine nicht zu lösen, wie das 
fehlgeschlagene Beitrags- 
satzsicherungsgesetz und 
die im Vermittlungsverfah- 
ren befindlichen weiteren 
gesetzgeberischen Maßnah- 
men zeigen. Die Beiträge 
sind Ende vergangenen Jah- 
res und in diesem Jahr trotz 
Beitragssatzstopp angestie- 
gen. Auch die jetzt vorgese- 
henen Maßnahmen, die dem 
Vermittlungsausschuss vor- 
liegen, taugen nicht zur Bei- 
tragssatzstabilität. Denn die 
Einnahmeschwäche der 
GKV resultiert vor allen 
Dingen aus einem schwa- 
chen Wirtschaftswachstum 
und hoher Arbeitslosigkeit. 

Es  scheint,  als  ob der 

Kanzler dies erkannt hätte. 
Sein Ziel, die Lohnnebenko- 
sten unter 40 % zu drücken 
und den Beitragssatz in der 
GKV auf unter 13 % abzu- 
senken, findet die Unterstüt- 
zung der Union. 

Das vom Kanzler anvi- 
sierte Einsparziel wird Frau 
Schmidt aber nicht mit ihren 
Methoden erreichen können. 
Bei einem Beitragssatz von 
wahrscheinlich 15 % am 
Ende des Jahres 2003 müssen 
20 Mrd. Euro eingespart wer- 
den, um das vom Kanzler fi- 
xierte Ziel zu erreichen. Wer 
es aber nicht einmal schafft, 
einen Leistungsbereich aus 
der gesetzlichen Kranken- 
versicherung auszugliedern, 
der wird sich auch schwertun, 
die Eigenverantwortung der 
Versicherten einzufordern, 
insbesondere Anreize für ein 
rationales Inanspruchnahme- 
verhalten zu setzen. 

HARTMUT   KOSCHYK 

BEATRIX   PHILIPP: 

Beim Zivil- und 
Katastrophenschutz 

herrscht akuter 
Handlungsbedarf 

Nach einem Fachgespräch 
„Zivil- und Katastrophen- 
schutz im 21. Jahrhun- 
dert" erklären der innen- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion und die zustän- 
dige Berichterstatterin: 

Der Informations- und 
Erfahrungsaustausch mit 
Sachverständigen aus dem 
Bereich des Zivil- und Kata- 
strophenschutzes hat bewie- 

sen, dass lange nach den 1l- 
September 2001 und den 
Flutwasserkatastrophen im 
Jahre 2002 das nationale Ge- 
fahrenabwehrsystem immer 
noch nicht den aktuellen An- 
forderungen entspricht. 

Die Verteilung der Zu- 
ständigkeiten zwischen Zi- 
vilschutz als Bevölkerungs- 
schutz im Verteidigungsfall 
und dem Katastrophenschutz 
als ziviler Gefahrenabwehr 
wird der Bedrohung durch 
denkhare länderübergrei- 
fende Großschadensszena- 

rien nicht gerecht. 
In der Diskussion mit den 

Sachverständigen wurde of- 
fenkundig, dass die bisheri- 
gen Planungen und Maßnah- 
men der Bundesregierung 
den neuen Herausforderun- 
gen nicht gerecht werden. 

Vor diesem Hintergrund 
fordern wir deshalb nach' 
drück lieh: 
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• Das Zivilschutzgesetz 
muss entsprechend der 
Neuen Gefährdungssituation 
novelliert werden. 
• Das Kräftepotenzial von 
"Und und Ländern muss im 
Rahmen eines kooperativen 
Föderalismus effizient und 
effektiv genutzt werden. 
• Der rechtliche Rahmen für 
den Einsatz der Bundeswehr 
lrn Innern bei besonderen Ge- 
fahrenlagen muss klar und 
verbindlich geregelt werden. 
• Ein einheitliches zwi- 
Schen dem Bund und den 
^ändern abgestimmtes Füh- 
^ngssystem für Großscha- 
densereignisse muss ent- 
wickelt und die entsprechen- 

den Vorschriften in Bund 
und Ländern müssen harmo- 
nisiert werden. 
• Die Wiedereinführung ei- 
nes flächendeckend funktio- 
nierenden bundeseinheitli- 
chen und den Einzelnen er- 
reichenden Warnsystems. 
• Die Einführung eines lei- 
stungsfähigen bundeseinheit- 
lichen digitalen Kommuni- 
kationssystems, das mit den 
Systemen der europäischen 
Nachbarn kompatibel ist. 
• Die Akzeptanz des Ehren- 
amts muss gesteigert und da- 
bei die Jugendarbeit intensi- 
viert werden. 
• Das von der Ständigen 
Konferenz der Innenminister 

und -Senatoren der Länder 
entwickelte Konzept „Neue 
Strategien zum Schütze der 
Bevölkerung" muss zügig 
umgesetzt werden. 

Die Bundesregierung 
muss endlich einen effekti- 
ven Schutz der Bevölkerung 
in Katastrophenfällen sicher- 
stellen und den sinnvollen 
Einsatz der vorhandenen Ein- 
satzpotentiale ermöglichen. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird deshalb im 
Deutschen Bundestag dafür 
eintreten, dass alsbald Maß- 
nahmen für einen ausrei- 
chenden Zivil- und Katastro- 
phenschutz beraten und auf 
den Weg gebracht werden. 

Rot-Grün würgt Frühjahrsaufschwung ab 
Zum ifo-Geschäftsklima- 
•ndex für den Monat 
März 2003 erklärte der 
"Undesvorsitzende der 
MIT, Peter Rauen: 

„Eine Glanzleistung. 
Rot-Grün schafft es offenbar 
s°gar konjunkturelle Stan- 
dards wie den Frühjahrs- 
Aufschwung abzuwürgen, 
^ie Experten des renom- 
mierten Münchner ifo Insti- 
tuts weisen ausdrücklich 
darauf hin, dass sich die Er- 
wartungen der Unternehmer 
Rar die nächsten sechs Mo- 
nate deutlich eingetrübt ha- 
ben. Sechs Monate, in denen 

Investitionen weiter stocken 
werden und die Unterneh- 
mer im Land gelähmt nach 
Berlin schauen werden. 

Die vagen Hoffnungen auf 
eine Trendwende zur Jahres- 
mitte halten der harten politi- 
schen rot-grünen Realität lei- 
der doch nicht stand. Ein bit- 
teres Signal für die Konjunk- 
tur. Das könnte ihr Todesstoß 
sein. Dass Deutschland in die 
Rezession abrutscht, bleibt 
Arbeitgebern und -nehmern 
wohl nicht erspart. 

Und der Kanzler? Schrö- 
der strotzt vor Ignoranz. Erst 
im kommenden Jahr sollen 

weitere Reformen umge- 
setzt werden. Das sind mehr 
als neun Monate. Schröder 
glaubt offensichtlich, dass er 
diese Zeit noch hat. Doch 
viele, längst angezählte Be- 
triebe werden weitere Run- 
den im Kampf „Unterneh- 
mer trotz Schröder" nicht 
durchhalten und noch mehr 
Arbeitnehmer ohne Stelle 
auf der Strasse stehen. 

Das Vertrauen deutscher 
Unternehmerist verspielt. Die 
Devise heißt: Jetzt handeln! 
Zeit ist Luxus, den sich in ei- 
ner Krise niemand, selbst ein 
Kanzler nicht leisten kann." 
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